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287. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Pauschalierung der Vergütung für notwendige
Fahrtkosten der Zivildienstleistenden

288. Verordnung: Normierung von Ausnahmen von der Pflicht zur Entrichtung der Sicherheitsabgabe

287. Verordnung des Bundesministers für
Inneres, mit der die Verordnung über die
Pauschalierung der Vergütung für notwendige
Fahrtkosten der Zivildienstleistenden geändert

wird

Auf Grund der §§ 25 Abs. 1 Z 2 und 31 Abs. 1 Z 6
und 7 und Abs. 3 des Zivildienstgesetzes 1986
(ZDG), BGBl. Nr. 679, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 424/1992, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Inneres
über die Pauschalierung der Vergütung für
notwendige Fahrtkosten der Zivildienstleistenden,
BGBl. Nr. 621/1992, zuletzt geändert durch die
Verordnung BGBl. Nr. 70/1993, wird wie folgt
geändert:

1. In § 1 Abs. 4 Z 2 ist der als Zuschlag für den
Verkehrsverbund Oberösterreich angegebene Be-
trag von 251 S durch den Betrag von 291 S zu
ersetzen.

2. § 1 Abs. 4 Z 3 lautet:

„3. für den Verkehrsverbund Vorarlberg monat-
lich bei einer Fahrtstrecke von
a) bis zu 10 km ein Betrag von 190 S,
b) 11 bis 20 km ein Betrag von 306 S,
c) 21 bis 30 km ein Betrag von 428 S und
d) darüber ein Betrag von 588 S.

Wird durch die Fahrtstrecke der Bereich einer
Region des Verkehrsverbundes nicht überschritten,
so gebührt an Stelle der unter lit. c und d genannten
Beträge jeweils nur der Betrag von 390 S."

3. § 5 wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) § 1 Abs. 4 Z 2 und 3 in der Fassung der
Verordnung BGBl. Nr. 287/1993 treten mit 1. Mai
1993 in Kraft."

Löschnak

288. Verordnung des Bundesministers für
Inneres, mit der Ausnahmen von der Pflicht zur
Entrichtung der Sicherheitsabgabe normiert

werden

Auf Grund des § 12 des Bundesgesetzes über den
Schutz vor Straftaten gegen die Sicherheit von
Zivilluftfahrzeugen, BGBl. Nr. 824/1992, wird im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für öffentli-
che Wirtschaft und Verkehr verordnet:

§ 1. Von der Verpflichtung zur Entrichtung der
Sicherheitsabgabe nach § 11 des Bundesgesetzes
über den Schutz vor Straftaten gegen die Sicherheit
von Zivilluftfahrzeugen, BGBl. Nr. 824/1992, wer-
den folgende Personengruppen ausgenommen:

1. Kinder unter zwei Jahren;
2. Menschen, die im Auftrag einer Regierung

eine Dienstreise durchführen und über ein
Ticket verfügen, das auf Government-Re-
quest-Basis ausgestellt wurde ;

3. Personal von Luftverkehrsunternehmen, das
eine Dienstreise durchführt;

4. Menschen, deren Anwesenheit an Bord eines
Luftfahrzeuges bei Schulungs-, Arbeits-, Er-
probungs- und Prüfflügen eines Luftfahrzeu-
ges erforderlich ist;

5. Menschen, deren Anwesenheit an Bord eines
Luftfahrzeuges bei Flugrettungs- und Flugam-
bulanzeinsätzen zur Erfüllung ihrer medizini-
schen Aufgaben erforderlich ist;

6. Menschen, deren Anwesenheit an Bord eines
Luftfahrzeuges bei Einsatzflügen erforderlich
ist;

7. Transitpassagiere.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Mai 1993 in
Kraft.

Löschnak
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